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Sehr geehrter Herr Dr. Techert, 

 

gerne möchten wir zu dem Referentenentwurf eines CSRD-Umsetzungsgesetzes (RefE 

CSRD-UmsG) vom 10.07.2025 Stellung zu nehmen. Wir als Vereinigung zur Mitwirkung an 

der Entwicklung des Bilanzrechts für Familiengesellschaften e. V. (VMEBF) sind ein Zusam-

menschluss deutscher Familienunternehmen verschiedenster Branchen, Rechtsformen und 

Größen, der sich für sinnvolle und vor allem faire Rahmenbedingungen in der Finanz- und 

Unternehmensberichterstattung nicht kapitalmarktorientierter Unternehmen im nationalen wie 

internationalen Umfeld einsetzt. Unserer Vereinigung gehören heute mehr als 70 Mitgliedsfir-

men an, die zusammen ein Umsatzvolumen von über 250 Milliarden Euro und mehr als 1,2 

Mio. Mitarbeiter repräsentieren. Unsere Mitgliedsunternehmen firmieren in Teilen als Kapital-, 

in Teilen aber auch als Personengesellschaften i.S.d. PublG und erstellen im Gros der Fälle 

Konzernabschlüsse und -lageberichte nach HGB, in manchen Fällen auch Konzernabschlüsse 

nach IFRS. 

Zunächst möchten wir im Kontext der Strukturierung des Gesetzgebungsverfahrens anmer-

ken, dass wir die Eilbedürftigkeit des Vorhabens durchaus verstehen. Trotzdem erachten wir 

es als mehr als problematisch, dass der aktuelle RefE vom 10.07.2025 mit einer Kommentie-

rungsfrist von nur 11 Tagen veröffentlicht wurde. Aus unserer Sicht erfordert die Entwicklung 

eines anwendbaren und wettbewerbsfähigen Gesetzes auch den angemessenen Einbezug 

der interessierten Fachöffentlichkeit, der aber auch die Einräumung realistischer Kommentie-

rungsfristen voraussetzt. Entsprechend sehen wir es als äußerst kritisch an, dass die Fach-
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öffentlichkeit in diesem Verfahren aufgrund der extrem kurzen Rückmeldefristen – und dies 

auch noch in der Sommer- und Urlaubszeit – faktisch von einer sinnvollen Befassung mit dem 

RefE ausgeschlossen wird. 

Im Folgenden finden Sie nun – trotz der kurzen Rückmeldefristen – unsere Stellungnahme zu 

den aus unserer Sicht wesentlichen Fragestellungen i.Z.m. der Umsetzung der CSRD in deut-

sches Recht, wie sie derzeit im Rahmen des RefE eines Gesetzes zur Umsetzung der Richt-

linie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der 

durch die Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten Fassung vorgeschlagen werden. Unsere in-

haltlichen Anmerkungen sind in der Reihenfolge der Paragraphen der betroffenen Gesetze 

aufgeführt, die Reihenfolge der Befassung sagt folglich nichts über die Bedeutung der jeweili-

gen Anmerkungen aus. 

1. Angabe nichtfinanzieller Leistungsindikatoren 

Mit dem neuen RefE wird (wie auch bereits in den vormaligen Entwürfen) vorgeschlagen, den 

§§ 289 Abs. 3 bzw. 315 Abs. 3 HGB jeweils einen Satz 2 anzufügen, wonach eine Kapitalge-

sellschaft von der Pflicht des Satzes 1 – also der Angabe nichtfinanzieller Leistungsindikatoren 

im finanziellen Teil des (Konzern-)Lageberichts, soweit diese für das Verständnis des Ge-

schäftsverlaufs oder der Lage von Bedeutung sind – befreit sind, wenn die Kapitalgesellschaft 

ihren (Konzern-)Lagebericht im Einklang mit §§ 289b Abs. 1-4, 289c-289e HGB bzw. §§ 315b, 

315c HGB aufstellt, der (Konzern-)Lagebericht also faktisch einen (Konzern-)Nachhaltigkeits-

bericht i.S.d. CSRD beinhaltet. Dies suggeriert, dass die bislang nach §§ 289 Abs. 3 bzw. 315 

Abs. 3 HGB im finanziellen Teil des (Konzern-)Lageberichts anzugebenden nichtfinanziellen 

Leistungsindikatoren im Falle der Erstellung eines (Konzern-)Nachhaltigkeitsberichts i.S.d. 

CSRD implizit bereits in diesem enthalten sind (was auch Art. 19a Abs. 8 bzw. Art. 29a Abs. 7 

BilanzRL n.F. unterstellen). 

Aus unserer Sicht ist dieser Vorschlag jedoch nicht sachgerecht, da im Zusammenhang mit 

§§ 289 Abs. 3 bzw. 315 Abs. 3 HGB im Gros der Anwendungsfälle nicht nur nachhaltigkeits-

bezogene, sondern auch rein geschäftsbezogene nichtfinanzielle Leistungsindikatoren (z.B. 

die Anzahl der Festnetzanschlüsse bei einem Telekommunikationsunternehmen) angegeben 

werden, was im Kontext der Bedeutung dieser Leistungsindikatoren für das Verständnis des 

Geschäftsverlaufs oder der Lage auch sinnvoll und erforderlich ist. Ein (Konzern-)Nachhaltig-

keitsbericht i.S.d. CSRD würde derartige nichtfinanzielle Leistungsindikatoren, die nur einen 

begrenzten bis gar keinen Bezug zur Nachhaltigkeitsleistung des Unternehmens/Konzerns ha-

ben, aus unserer Sicht nur selten (wenn überhaupt) enthalten. Nach unserem Verständnis hat 

der deutsche Gesetzgeber diese bereits in Art. 19a Abs. 2 bzw. Art. 29a Abs. 2 BilanzRL i.d.F. 

der CSR-RL 2014/95/EU enthaltene Regelung seinerzeit aus gutem Grund nicht im Zuge des 

CSR-RUG in deutsches Recht übernommen, so dass diese aus unserer Sicht unsachgerechte 

Regelung nun auch nicht mit der Umsetzung der CSRD ins HGB übernommen werden sollte. 

2. Klarstellung zur Befreiungswirkung eines freiwilligen Konzernnachhaltigkeitsbe-

richts von PublG-Gesellschaften 

Wie bereits einleitend angedeutet, resultiert die Verpflichtung zur Konzernrechnungslegung 

einiger unserer Mitgliedsunternehmen aus § 11 PublG. Nach den aktuellen Regelungsvor-

schlägen besteht für diese Unternehmen – vollkommen zurecht – keine Verpflichtung zur 
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Konzernnachhaltigkeitsberichterstattung. Die meisten unserer auch aufgrund der Omnibus-

Schwellenwerte auf Einzelunternehmens- oder Teilkonzernebene weiterhin berichtspflichtigen 

Mitgliedsunternehmen, deren oberstes Mutterunternehmen als Personengesellschaft firmiert, 

planen derzeit freiwillig einen befreienden Konzernnachhaltigkeitsbericht nach den CSRD-

Vorgaben auf Ebene des obersten Mutterunternehmens zu erstellen – wie es auch in der Fi-

nanzberichterstattung in Konzernstrukturen Usus ist. Dadurch sollen die von diesem Mutter-

unternehmen kontrollierten haftungsbeschränkten großen Tochterunternehmen (mit mehr als 

1.000 Arbeitnehmern) bzw. Teilkonzerne von deren eigenen Berichtspflichten befreit werden. 

Als mögliche Rechtsgrundlage hierfür werden grundsätzlich §§ 289b Abs. 2, 315 Abs. 2 HGB-

E angesehen.1 Dies erscheint uns sachgerecht, da Informationen über eine gesamte wirt-

schaftliche Einheit „Konzern“ regelmäßig aussagekräftiger sein dürften als diejenigen über le-

diglich einzelne Teilkonzerne oder gar einzelne Tochterunternehmen. Bekanntermaßen reflek-

tiert die Berichterstattung eines in einen Konzern eingebundenen Unternehmens nicht die wirt-

schaftliche Lage oder die Nachhaltigkeitsleistung des Konzerns in Gänze und spiegelt typi-

scherweise auch nicht dessen sämtliche Risiken und Chancen – finanziell oder nachhaltig-

keitsbezogen – wider. Ein ganzheitliches Bild ergibt sich meist nur durch Berücksichtigung der 

Konzernverflechtungen von einzelnen Rechtseinheiten und der Betrachtung der gesamten 

wirtschaftlichen Einheit. Vor diesem Hintergrund steht in der Finanz-, aber auch in der Nach-

haltigkeitsberichterstattung die Konzernberichterstattung im Hinblick auf die Informationsver-

mittlung für die Berichtsadressaten regelmäßig im Vordergrund. 

Bereits im Kontext der Diskussion um den RegE vom 23.07.2024 haben verschiedene Ver-

bände, aber auch Prüfungsgesellschaften darauf hingewiesen, dass die Befreiungswirkung 

eines solchen freiwillig erstellten Konzernnachhaltigkeitsberichts wohl mit Blick auf den dama-

ligen RegE und folglich auch den jetzigen RefE in Teilen der Fachöffentlichkeit als problema-

tisch angesehen wird. Dies wird mit einer Unschärfe in der Formulierung des § 289b Abs. 2 

HGB-E begründet. So soll bei strenger Auslegung des Wortlauts des § 289b Abs. 2 HGB-E 

die Befreiung aufgrund eines freiwillig erstellten Konzernnachhaltigkeitsberichts eines nach 

PublG konzernrechnungslegungspflichtigen Mutterunternehmens nicht greifen, da diese Be-

freiungsvorschrift voraussetzt, dass das Tochterunternehmen in den Konzernnachhaltigkeits-

berichts eines Mutterunternehmens im Sinne des § 290 HGB einbezogen sein muss. Nach der 

gesetzlichen Definition von „Mutterunternehmen“ in § 290 Abs. 1 Satz 1 HGB fallen darunter 

aber nur Kapitalgesellschaften. § 11 Abs. 1 Satz 1 PublG enthält zwar ebenfalls eine Definition 

von „Mutterunternehmen“, die nicht auf Kapitalgesellschaften beschränkt ist, weshalb man den 

Begriff in § 289b Abs. 2 HGB auch in diesem weiteren Sinne verstehen könnte. Eine systema-

tische Auslegung des Gesetzestextes sowie die Tatsache, dass in § 289b Abs. 2 Nr. 3 HGB-

E auf die Bilanzrichtlinie und damit wohl faktisch auf die Definition eines Mutterunternehmens 

im Sinne des § 290 Abs. 1 HGB abgestellt wird, sollen jedoch nach Ansicht verschiedener 

Stellungnehmender die Legaldefinition des Begriffs des Mutterunternehmens auf solche im 

Anwendungsbereich des § 290 HGB beschränken. In der Folge würde sich die Befreiungswir-

kung des § 289b Abs. 2 HGB-E nur auf Konzernnachhaltigkeitsberichte erstrecken, deren be-

richtendes Mutterunternehmen eine Kapitalgesellschaft ist. 

 
1 Im Folgenden wird aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit nur noch auf § 289b Abs. 2 HGB-E referenziert, 

es sind damit aber auch die Befreiungsmöglichkeiten nach § 315b Abs. 2 HGB-E gemeint. 
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Zwar haben wir wahrgenommen, dass in der Begründung zum RefE vom 10.07.2025 nunmehr 

auch auf die Befreiungswirkung freiwilliger Konzernnachhaltigkeitsberichte eingegangen wird. 

Allerdings wird auch hier die Voraussetzung definiert, dass „eine Konzernbeziehung im Sinne 

des § 290 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 HGB vorliegt, bei der das Mutterunter-

nehmen auf ein Tochterunternehmen unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Ein-

fluss ausüben kann“. Zudem wird die Befreiung an die Voraussetzungen des § 289b Abs. 2 

HGB-E geknüpft, was die oben angeführte Diskussion eher befeuert als auflöst. 

Aus unserer Sicht geht diese Auslegung am Sinn und Zweck der Regelung vorbei. Die gesetz-

liche Regelung soll Tochterunternehmen, die in den CSRD-konformen Konzernnachhaltig-

keitsbericht eines Mutterunternehmens einbezogen werden (ob freiwillig oder nicht) und deren 

Lagebericht die erforderlichen Hinweise enthält, von der eigenen Berichtspflicht befreien. 

Wenn diese Anforderungen erfüllt sind, liegt nach unserem Verständnis kein sachgerechter 

Grund vor, einem freiwilligen Konzernnachhaltigkeitsbericht eines Mutterunternehmens, das 

kein Mutterunternehmen im Sinne des § 290 HGB ist, die Befreiungswirkung zu verwehren. 

Vielmehr wäre in solchen Fällen von einer rechtsformbezogenen Diskriminierung nach PublG 

konzernrechnungslegungspflichtiger Mutterunternehmen auszugehen, da auf diese Weise Un-

ternehmen mit einer natürlichen Person als Vollhafter berichterstattungsbezogene Nachteile 

gegenüber haftungsbeschränkten Gesellschaften erfahren würden. Dies ginge auch am 

Grundgedanken der Bilanzrichtlinie vorbei (wonach die Haftungsbeschränkung einer Gesell-

schaft bestimmte Berichtspflichten auslöst) und würde den Erstellungsaufwand der betroffe-

nen Unternehmen, die in der Folge mehrere Einzel- oder Teilkonzernnachhaltigkeitsberichte 

erstellen müssten und dafür ggf. zusätzliche Berichtsstrukturen aufbauen müssten, deutlich 

erhöhen. Dies sehen wir als ungerechtfertigt und auch nicht sachgerecht an. 

Vor diesem Hintergrund schlagen wir nachdrücklich vor, § 289b Abs. 2 HGB-E und § 315b 

Abs. 2 HGB-E entsprechend anzupassen und klarzustellen, dass auch der Konzernnachhal-

tigkeitsbericht eines nach § 11 PublG konzernrechnungslegungspflichtigen Mutterunterneh-

mens eine befreiende Wirkung im Sinne der genannten Regelungen entfaltet. 

3. Konzernbefreiungsmöglichkeiten 

§§ 289b Abs. 4 bzw. 315b Abs. 4 HGB-E nennen als Voraussetzungen für die Befreiung von 

der Aufstellung eines (Konzern-)Nachhaltigkeitsberichts, dass bestimmte Angaben im (Kon-

zern-)Lagebericht der Gesellschaft gemacht werden. 

Gerade in Konzernstrukturen sind Tochter- oder Teilkonzernmutterunternehmen jedoch oft-

mals nach §§ 264 Abs. 3, 264b HGB von der Pflicht zur Aufstellung eines Lageberichts befreit. 

Nach unserem Verständnis stehen die Vorgaben der §§ 289b Abs. 4 bzw. 315b Abs. 4 HGB-

E in dieser Hinsicht im Widerspruch zu §§ 289b Abs. 2 Satz 3 bzw. 315b Abs. 2 Satz 3 HGB-

E, wonach andere Befreiungsvorschriften (die Begründung erwähnt hierbei explizit die §§ 264 

Abs. 3, 264b HGB) unberührt bleiben sollen. 

Es ist nicht nachvollziehbar und sachlich auch nicht vertretbar, dass eine Gesellschaft, die von 

der Aufstellung eines (Konzern-)Lageberichts befreit ist, diesen schließlich doch aufstellen 

müsste, um damit die Voraussetzungen für die Befreiung von der Pflicht zur Aufstellung eines 

(Konzern-)Nachhaltigkeitsberichts zu erreichen. Ein Lösungsvorschlag für dieses Dilemma 
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könnte sein, die Inanspruchnahme der Befreiung – analog zum Vorgehen nach § 264 Abs. 3 

Nr. 4 HGB – in den befreienden Konzernlagebericht aufzunehmen. 

Zwar erkennen wir an, dass nach der Begründung zum RefE Unternehmen, die gem. § 264 

Abs. 3 HGB von der Erstellung eines Lageberichts befreit sind, die in § 289b Abs. 4 HGB-E 

genannten Angaben nicht zu machen brauchen, sofern diese Unternehmen den Konzernlage-

bericht offenlegen. Allerdings ergibt sich dies u.E. nicht aus dem Gesetzeswortlaut und sollte 

entsprechend im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens dort eingefügt werden. 

4. Formulierung des Wesentlichkeitsverständnisses gem. CSRD 

Die Angabepflichten der CSRD werden durch das in Art. 19a Abs. 1 BilanzRL n.F. kodifizierte 

Wesentlichkeitsverständnis begrenzt. Nach dem Grundsatz der doppelten Wesentlichkeit 

(double materiality) sind in den Nachhaltigkeitsbericht die Angaben aufzunehmen, die „für das 

Verständnis der Auswirkungen der Tätigkeiten des Unternehmens auf Nachhaltigkeitsaspekte 

sowie das Verständnis der Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten auf Geschäftsverlauf, 

Geschäftsergebnis und Lage des Unternehmens erforderlich sind“. 

Der Grundsatz der doppelten Wesentlichkeit ist in Deutschland eigentlich bereits seit Anwen-

dung der CSR-RL 2014/95/EU im Zuge des CSR-RUG verankert. In diesem Zusammenhang 

wurde in der Begründung zum Reg-E CSR-RUG jedoch die für die Berichterstattung zu nicht-

finanziellen Leistungsindikatoren im Wirtschaftsbericht bereits geltende Wesentlichkeitsformel 

(§ 289 Abs. 3 HGB) mit Blick auf die nichtfinanzielle Berichterstattung in einer „Weise modifi-

ziert, dass die Angabe zugleich („sowie“) auch für das Verständnis der Auswirkungen der Ge-

schäftstätigkeit auf nichtfinanzielle Belange erforderlich sein muss“.2 In der deutschsprachigen 

Literatur hat sich daher in Teilen die wohl herrschende Meinung verfestigt, dass die nach dem 

CSR-RUG geforderten nichtfinanziellen Informationen lediglich eine Schnittmenge der bereits 

bestehenden Berichterstattung im Lagebericht darstellen und nicht zu einer Ausweitung des 

Berichtsumfangs führen.3 Allerdings wird diese Auslegung teilweise auch als sprachlich un-

sauber kritisiert, da die deutsche Übersetzung des bisherigen Richtlinientexts eine „oder“-Ver-

knüpfung anstatt der derzeitigen „sowie“-Verknüpfung hätte unterstellen sollen.4 Eine „oder“-

Verknüpfung würde auch im Einklang mit den Äußerungen der EU-Kommission im Nachtrag 

zu den unverbindlichen Leitlinien zur nichtfinanziellen Berichterstattung stehen.5 

Diese Diskussion um die Auslegung der doppelten Wesentlichkeit wurde in der deutschen 

Übersetzung der CSRD leider unbefriedigend gelöst, da diese Sprachfassung die „sowie“-Ver-

knüpfung auf dieselbe Weise formuliert wie das CSR-RUG. Somit bleiben die Ungenauigkei-

ten, die zu der oben beschriebenen Diskussion geführt haben, auch mit der CSRD bestehen. 

In der englischen Sprachfassung des Art. 19a Abs. 1 BilanzRL n.F. findet sich dagegen eine 

nach unserer Ansicht klarere Formulierung, nach der nachhaltigkeitsbezogene Informationen 

anzugeben sind, „[that are] necessary to understand the undertaking’s impacts on sustainabi-

lity matters, and information necessary to understand how sustainability matters affect the 

 
2  BT-Drucks. 18/9982, S. 48. 
3  Vgl. BT-Drucks. 18/9982, S. 48 f. 
4  Vgl. zur Diskussion u.a. Richter/Johne/König, WPg 2017, S. 568. 
5  Vgl. Mitteilung der EU-Kommission, Leitlinien für die Berichterstattung über nichtfinanzielle Infor-

mationen: Nachtrag zur klimabezogenen Berichterstattung (2019/C 209/01), S. 4. 
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undertaking’s development, performance and position“ – also Informationen, die für das Ver-

ständnis der Auswirkungen der Unternehmenstätigkeit auf die in der Richtlinie definierten 

Nachhaltigkeitsaspekte erforderlich sind, aber auch Informationen, die für das Verständnis der 

Auswirkungen der Nachhaltigkeitsaspekte auf Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis und Lage 

des Unternehmens benötigt werden. Damit bekräftigt die englische Sprachfassung der CSRD 

die Relevanz der Informationen i.S. einer „oder“-Verknüpfung von Outside-in- und Inside-out-

Perspektive.6 

Wie schon in den vorangegangenen Entwurfsfassungen eines CSRD-UmsG, so wird nun auch 

im RefE vom 10.07.2025 in § 289c Abs. 1 HGB-E vorgeschlagen, in den Nachhaltigkeitsbe-

richt diejenigen Angaben aufzunehmen, die „für das Verständnis der Auswirkungen der Tätig-

keiten der Kapitalgesellschaft auf Nachhaltigkeitsaspekte sowie das Verständnis der Auswir-

kungen von Nachhaltigkeitsaspekten auf den Geschäftsverlauf, das Geschäftsergebnis und 

die Lage der Kapitalgesellschaft erforderlich sind“. Damit wird zwar die deutsche Sprachfas-

sung des Art. 19a Abs. 1 BilanzRL n.F. auch durch § 289c Abs. 1 HGB-E bestätigt. Das oben 

geschilderte Auslegungsproblem wird dadurch jedoch nicht abschließend gelöst. Wir schlagen 

daher vor, § 289c Abs. 1 Satz 1 HGB-E auf eine Art und Weise zu formulieren, die auch in der 

deutschen Sprachfassung keine Missverständnisse im Hinblick auf die Auslegung des We-

sentlichkeitsverständnisses zulässt. 

In diesem Zusammenhang wäre unseres Erachtens auch die Formulierung des § 315c Abs. 1 

Nr. 1 HGB-E anzupassen. Diese lautet derzeit: „es sind diejenigen Angaben zu machen, die 

für das Verständnis der Auswirkungen des Konzerns auf Nachhaltigkeitsaspekte und das Ver-

ständnis der Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten auf den Geschäftsverlauf, das Ge-

schäftsergebnis und die Lage des Konzerns erforderlich sind“. Wir schlagen zum einen vor, 

auf das „Verständnis der Auswirkungen der Tätigkeit des Konzerns auf Nachhaltigkeitsas-

pekte“ abzustellen, zum anderen aber auch hier die gewählte „und“-Formulierung im Sinne 

einer klareren und unmissverständlichen Umsetzung des Grundsatzes der doppelten Wesent-

lichkeit umzuformulieren. 

5. Angaben zu Übergangsplänen 

§ 289c Abs. 2 Nr. 1 lit. c HGB-E fordert Angaben „zur Art und Weise, einschließlich Durchfüh-

rungsmaßnahmen und zugehörigen Finanz- und Investitionsplänen“, wie die Gesellschaft si-

cherstellen möchte, dass ihr Geschäftsmodell und ihre Strategie mit dem Übergang zu einer 

nachhaltigen Wirtschaft und der Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius im Ein-

klang mit dem Pariser Abkommen und dem Ziel der Verwirklichung der Klimaneutralität bis 

zum Jahr 2050 vereinbar sind. Aus unserer Sicht kann eine derartige Angabe nur erfolgen, 

wenn das berichtende Unternehmen über einen derartigen Übergangsplan verfügt. Wir bitten 

daher um die – deklaratorische – Aufnahme eines Passus in den Gesetzestext, wonach der-

artige Angaben nur zu erfolgen haben, sofern die berichtende Gesellschaft über einen ent-

sprechenden Übergangsplan verfügt.  

Selbiges gilt für die Angaben nach § 289c Abs. 2 Nr. 2 HGB-E zu zeitgebundenen Nachhaltig-

keitszielen. Hat sich die berichtspflichtige Gesellschaft keine entsprechenden Nachhaltigkeits-

 
6  Vgl. so auch Fink/Schmidt, KoR 2023, S. 112 f. 
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ziele gesetzt, entfällt die Angabepflicht nach unserem Verständnis. Wir bitten daher auch in 

diesem Kontext um eine – deklaratorische – Klarstellung im Gesetzestext. 

6. Aufstellungs- vs. Offenlegungslösung für den (Konzern-)Lagebericht 

Der RefE vom 10.07.2025 schlägt – ebenso wie die früher vorgelegten Entwürfe eines CSRD-

UmsG – mit §§ 289g, 315e HGB-E (weiterhin) eine Aufstellungslösung für den (Konzern-)La-

gebericht im ESEF-Format vor. Hier plädieren wir weiterhin ausdrücklich für die Implementie-

rung einer Offenlegungslösung. Zum einen erwarten wir mit der Implementierung einer Auf-

stellungslösung (anders als die EU, die hierin gem. der Erwägungsgründe zur CSRD wohl „das 

Potenzial erheblicher Kosteneinsparungen“7 auch beim Ersteller sieht) insbesondere für nicht 

kapitalmarktorientierte Unternehmen unverhältnismäßig hohe Kosten auf die Ersteller von 

(Konzern-)Lageberichten zukommen. So hat ESMA bereits i.Z.m. der Verabschiedung der 

ESEF-Verordnung Umsetzungskosten von 43,5-68,9 Mio. EUR für das erste Berichtsjahr und 

12,7-24,4 Mio. EUR für die wiederkehrenden Kosten geschätzt.8 Schon die Implementierung 

einer bloßen Offenlegungslösung erfordert den Einsatz spezieller Software und – schwerwie-

gender – zusätzlich zu implementierende Prozessschritte und aufzubauende (personelle) Res-

sourcen für die Unternehmen, auch i.Z.m. der Prüfung des (Konzern-)Lageberichts. 

Darüber hinaus erwachsen aus der Umsetzung einer Aufstellungslösung nach unserer Ein-

schätzung aber auch verschiedene rechtliche Fragestellungen, deren Lösung wir aktuell nicht 

absehen können. Dies betrifft beispielsweise Fragen rund um die Verwendung beglaubigter 

Abschriften oder Übersetzungen von Rechnungslegungsunterlagen für z.B. Ausschreibungs-

verfahren oder Kundenprojekte, wenn die Unterlagen im Original nur noch im elektronischen 

Format existieren. Darüber hinaus befürchten wir einen deutlichen Anstieg der Haftungsrisi-

ken, wenn sich z.B. ein Lageberichtseid künftig auch auf das bei einer Aufstellungslösung 

elektronische Format des (Konzern-)Lageberichts erstrecken würde. 

Ergänzend möchten wir darauf hinweisen, dass sich im Falle der Umsetzung einer Aufstel-

lungslösung für den (Konzern-)Lagebericht im ESEF-Format v.a. für nicht kapitalmarktorien-

tierte Unternehmen die absurde Situation ergeben würde, wonach diese zwar den (Konzern-) 

Lagebericht im ESEF-Format aufzustellen hätten, die finanzielle Berichterstattung jedoch wei-

terhin weder im ESEF-Format aufzustellen, noch in diesem offenzulegen wäre. Neben den 

dabei auftretenden technischen und prozessualen Herausforderungen bei der Aufstellung ei-

nes ESEF-(Konzern-)Lageberichts würden die Unternehmen die Dokumente in der Folge auch 

in unterschiedlichen Formaten offenlegen: den (Konzern-)Abschluss voraussichtlich im PDF-

Format, den (Konzern-)Lagebericht dagegen im XHTML-/XBRL-Format. Hierin sehen wir eine 

immense Herausforderung für die berichtenden Unternehmen. Eine andere theoretische Mög-

lichkeit wäre natürlich, dass die Unternehmen auch den (Konzern-)Abschluss – freiwillig – im 

ESEF-Format aufstellen würden. Dies wäre aus unserer Sicht jedoch alleine schon aus Kos-

ten-Nutzen-Erwägungen kein gangbarer Weg. Wir bitten daher mit Nachdruck darum, die Mög-

lichkeit der Umsetzung einer reinen Offenlegungslösung noch einmal zu prüfen und diese für 

die Umsetzung in §§ 289g, 315e HGB-E in Erwägung zu ziehen. 

 
7  Vgl. Erwägungsgrund 55 zur CSRD. 
8  Vgl. Mitteilung der EU-Kommission, Aktionsplan: Finanzierung nachhaltigen Wachstums, C(2018) 

8612 final, S. 2. 



 
 

 
 

8 

VMEBF 
     Bilanzierung in 
Familienunternehmen 

Schließlich möchten wir in diesem Kontext auch auf die Diskussion um die Omnibus-Vor-

schläge hinweisen. Dort wird mit Blick auf eine mögliche Anpassung des Art. 33 Abs. 1 

BilanzRL-E, der Pflicht und Haftung hinsichtlich der Aufstellung und der Offenlegung des Ab-

schlusses und des Lageberichts regelt, folgendes Wording vorgeschlagen: „Member States 

shall ensure that the members of the administrative, management and supervisory bodies of 

an undertaking, acting within the competences assigned to them by national law, have collec-

tive responsibility for ensuring that the following documents are drawn up and published in 

accordance with the requirements of this Directive […]. Zudem wird hierzu vorgeschlagen, 

dass die Mitgliedstaaten “shall ensure that the members of the administrative, management 

and supervisory bodies of an undertaking, acting within the competences assigned to them by 

national law, do not have collective responsibility for ensuring that the management report, or 

consolidated management report, where applicable, is prepared in accordance with Article 

29d.” Hieraus kann durchaus geschlussfolgert werden, dass mit der nunmehr vorgeschlage-

nen Anpassung des Art. 33 BilanzRL-E im Zuge der Omnibus-Initiative auch eine Klarstellung 

der derzeit unklaren Vorgaben zur elektronischen Berichterstattung intendiert ist. Dies sollte 

seitens des BMJV noch einmal eruiert und ggf. bei der Formulierung des finalen Gesetzestex-

tes berücksichtigt werden. 

7. Anpassung der Schwellenwerte gem. Omnibus-Initiative 

Wir begrüßen grundsätzlich die Vorwegnahme der vorgesehenen Erleichterungen nach den 

Substance Proposals der EU-Kommission, d.h. die Referenz auf den danach vorgesehenen 

Schwellenwert von 1.000 Arbeitnehmern (Art. 96, 97 EGHGB-E). Damit soll verhindert werden, 

dass Unternehmen mit 501 bis 1.000 Arbeitnehmern für einen nur sehr kurzen Übergangszeit-

raum einer Berichtspflicht unterworfen würden. Allerdings dürfte die Schwelle von 1.000 Ar-

beitnehmern kaum realistisch mit den weiteren Schwellenwerten für große Kapitalgesellschaf-

ten kombinierbar sein. Zwar lesen wir die aktuellen Art. 96, 97 EGHGB-E so, dass hierbei 

lediglich auf die Arbeitnehmerzahl abgestellt wird und die anderen Schwellenwerte für große 

Kapitalgesellschaften nicht zum Tragen kommen. Es sei jedoch bereits perspektivisch darauf 

hingewiesen, dass ein Zusammenspiel des Schwellenwerts für die Arbeitnehmer mit z.B. den 

Schwellenwerten für die Umsatzerlöse (50 Mio. EUR) und die Bilanzsumme (25 Mio. EUR) 

stets zum Nachteil der Unternehmen ausgehen wird. Es wird nur wenige Unternehmen geben, 

die bei knapp 1.000 Arbeitnehmern nur einen Jahresumsatz von 50 Mio. EUR erwirtschaften 

und eine Bilanzsumme von nur 25 Mio. EUR aufweisen. Entsprechend bitten wir, die-

sen Sachverhalt auch in die Diskussion auf europäischer Ebene einzubringen. 

Wir unterstützen zudem ganz ausdrücklich den Einsatz der Bundesregierung für einen zeitna-

hen Abschluss der Trilog-Verhandlungen. Auf diese Weise kann Rechtssicherheit geschaffen 

und der Gesetzgebungsprozess verkürzt werden. Schließlich ist niemandem damit geholfen, 

wenn kurz nach Verabschiedung des CSRD-UmsG ein weiteres Gesetzgebungsverfahren er-

öffnet werden müsste, um die Substance Proposals der EU-Kommission in nationales Recht 

umzusetzen. 
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8. Erforderliche Anpassung des Publizitätsgesetzes (PublG) 

Abschließend möchten wir noch auf ein aus unserer Sicht bedeutendes Anpassungserforder-

nis innerhalb des PublG hinweisen. Nach § 5 Abs. 6 PublG können Unternehmen i.S.d. § 3 

Abs. 1 PublG bestimmte Befreiungsmöglichkeiten hinsichtlich der Aufstellung, Prüfung und 

Offenlegung ihres Jahresabschlusses und Lageberichts in Anspruch nehmen, wenn sie in den 

Konzernabschluss eines Mutterunternehmens i.S.d. § 11 PublG oder § 290 HGB einbezogen 

sind und im Übrigen die entsprechend geltenden Voraussetzungen des § 264 Abs. 3 HGB 

erfüllen. 

Die Anwendung dieser Regelung wirft in der praktischen Anwendung verschiedene Fragen 

auf. So stellt sich zunächst die grundlegende Frage, wie die „entsprechend geltenden“ Voraus-

setzungen des § 264 Abs. 3 HGB im Falle einer unter das PublG fallenden Personenhandels-

gesellschaft, deren persönlich haftender Gesellschafter eine natürliche Person oder eine an-

dere Personenhandelsgesellschaft mit natürlicher Person als Vollhafter ist, anzuwenden sind. 

Insbesondere steht hierbei das Erfordernis einer Einstandspflicht des Mutterunternehmens für 

die vom Tochterunternehmen bis zum Abschlussstichtag eingegangenen Verpflichtungen im 

folgenden Geschäftsjahr in Frage. Darüber hinaus stellt sich im Kontext der rechtssystemati-

schen Auslegung die Folgefrage, ob aufgrund der gesellschaftsrechtlichen Spezifika einer Per-

sonenhandelsgesellschaft mit natürlicher Person als Vollhafter nicht eine Anwendung des 

§ 264b HGB – mit allen dadurch bedingten Rechtsfolgen – anstelle des im Gesetzeswortlaut 

verwendeten § 264 Abs. 3 HGB sachgerecht und richtig wäre. Diesen Fragen soll im Folgen-

den unter Zuhilfenahme eines fiktiven Sachverhaltsszenarios nachgegangen werden. Auf eine 

Analyse und Darstellung der bestehenden Befreiungsregelungen der §§ 264 Abs. 3, 4 sowie 

264b HGB wird an dieser Stelle verzichtet. 

Sachverhalt: Im Rahmen einer fiktiven Konzernstruktur soll zunächst eine typisch strukturierte 

GmbH & Co. KG betrachtet und bzgl. der Befreiungsmöglichkeiten analysiert werden (siehe 

dazu im Schaubild auf der Folgeseite die Basisvariante). Im Anschluss soll darauf aufbauend 

eine Anpassung der Basisvariante durch Eintritt einer natürlichen Person als weiteren Kom-

plementär und Vollhafter erfolgen (siehe im Schaubild die Abwandlung der Basisvariante) und 

diskutiert werden. 

In der Basisvariante wird zunächst eine typische GmbH & Co. KG mit drei Gesellschaftern 

– zwei Kommanditisten und einem Komplementär – betrachtet. Kommanditisten sind zum ei-

nen eine Stiftung, die lediglich eine Hafteinlage einbringt, zum andere eine KG, die 100 % der 

Kommanditeinlage einbringt. Komplementär in dieser Struktur ist eine GmbH, die keine Kom-

manditeinlage einbringt. Stimmrechte an der KG 1 stehen den Kommanditisten zu jeweils 

50 % zu, die GmbH übernimmt die Geschäftsführung und die persönliche Haftung gegenüber 

der KG 1. Die Haftung beschränkt sich auf das Vermögen der GmbH bzw. die Stammeinlagen 

der Gesellschafter der GmbH. Ein Konzernabschluss wird auf der Ebene der KG 1 erstellt. 

KG 1 ist in diesem Konstrukt als haftungsbeschränkte Personenhandelsgesellschaft i.S.d. 

§ 264a HGB zu klassifizieren. Entsprechend können die Befreiungsvorschriften des § 264b 

HGB bei Erfüllung der Voraussetzungen in Anspruch genommen werden. 
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Abbildung: Fiktive Konzernstruktur in Basisvariante und Abwandlung 

Sachverhaltsanalyse: Die Anwendung des § 264b HGB hat zur Folge, dass die KG 1 zum 

einen die Selbstbefreiungsmöglichkeiten für ihren eigenen Abschluss und Lagebericht in An-

spruch nehmen kann. Zum anderen profitiert die KG 1 von den sog. „vereinfachten“ Befrei-

ungsvoraussetzungen des § 264b HGB, der – im Gegensatz zu § 264 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 HGB 

– keine Einstandspflicht des Mutterunternehmens für die vom Tochterunternehmen bis zum 

Abschlussstichtag eingegangenen Verpflichtungen fordert. 

In der Abwandlung der Basisvariante tritt nun eine natürliche Person als zusätzlicher Komple-

mentär (ohne Kommanditeinlage) der KG 1 bei. Gesellschaftsrechtlich wäre die KG 1 damit 

nicht mehr als haftungsbeschränkte Personenhandelsgesellschaft (§ 264a HGB) anzusehen, 

sondern als Personenhandelsgesellschaft im Anwendungsbereich des PublG. In der Folge 

wären von KG 1 nicht mehr die Voraussetzungen des § 264b HGB zur Inanspruchnahme et-

waiger Befreiungsvorschriften zu erfüllen, sondern über die Regelungen des § 5 Abs. 6 PublG 

und den dortigen Verweis die Befreiungsvoraussetzungen des § 264 Abs. 3 HGB. 

Bei der Inanspruchnahme der Befreiungsmöglichkeiten des § 5 Abs. 6 PublG gelten die Be-

freiungsvoraussetzungen des § 264 Abs. 3 HGB nach dem Gesetzeswortlaut entsprechend. 

Bei einer rein formalen Betrachtung wäre in dem oben beschriebenen Fall, also nach dem 

Eintritt des zusätzlichen Komplementärs (natürliche Person), die Selbstbefreiung der KG 1 ge-

setzessystematisch nicht (mehr) möglich. In der einschlägigen Literatur wird dies v.a. damit 

begründet, dass § 264 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 HGB für die Inanspruchnahme der Befreiungsmög-

lichkeiten das Einstehen des Mutterunternehmens für die bis zum Abschlussstichtag vom 
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Tochterunternehmen eingegangenen Verpflichtungen erfordert. Eine Einstandspflicht, z.B. im 

Wege einer Haftungs- oder Verlustübernahme, durch das befreiende Mutterunternehmen für 

seine eigenen Verpflichtungen würde danach bereits dadurch scheitern, dass das Vermögen 

des Mutterunternehmens bereits für dessen eigene Verbindlichkeiten haftet.9 Fraglich ist dabei 

jedoch, was genau im Anwendungsbereich des § 5 Abs. 6 PublG unter der „entsprechenden“ 

Anwendung der Befreiungsvoraussetzungen des § 264 Abs. 3 HGB zu verstehen ist. So wei-

sen Oser et al. in verschiedenen Publikationen darauf hin, dass im Zuge der teleologischen 

Reduktion darauf geschlossen werden kann, dass bei Anwendung des § 5 Abs. 6 PublG eine 

Einstandspflicht des Mutterunternehmens nicht als Voraussetzung für die Inanspruchnahme 

der Befreiungsregelungen anzusehen ist.10 Dem ist in sachlicher Hinsicht zuzustimmen, da bei 

der nicht haftungsbeschränkten Personenhandelsgesellschaft im Anwendungsbereich des 

PublG eben gerade die unbeschränkte Haftung der natürlichen Person als Vollhafter den Gläu-

bigerschutzgedanken (noch) besser umsetzt als bei der haftungsbeschränkten Personenhan-

delsgesellschaften i.S.d. § 264a HGB. 

Diese Argumentation lässt sich auch durch die Diskussionen des IDW rund um die Befreiungs-

vorschriften gem. § 264b HGB untermauern. So führt IDW RS HFA 7 zur handelsrechtlichen 

Rechnungslegung bei Personenhandelsgesellschaften in Tz. 6 beispielsweise zunächst aus, 

dass „ausweislich der Gesetzesmaterialien zum BilRUG […] auch die Personenhandelsgesell-

schaft diese Befreiungsvoraussetzung erfüllen [kann], wenn sie selbst als Mutterunternehmen 

den Konzernabschluss und Konzernlagebericht aufstellt“. Damit erkennt das IDW die Selbst-

befreiungsmöglichkeit des den Konzernabschluss erstellenden Mutterunternehmens aus-

drücklich an. Begründet wird die Selbstbefreiungsmöglichkeit in IDW RS HFA 7.6 damit, dass 

„nach Sinn und Zweck der Vorschrift sowie aus Gläubigerschutzgesichtspunkten [keine Be-

denken] gegen eine Inanspruchnahme der Befreiung für den Jahresabschluss des Mutterun-

ternehmens“ bestehen. Das IDW referenziert mit Blick auf die letztgenannte Aussage zudem 

auf einen Beschluss des Landgerichts Bonn, das eine kompensatorische Wirkung der beson-

deren Haftungsstruktur der GmbH & Co. KG für die mangels Offenlegung des Jahresabschlus-

ses der Muttergesellschaft fehlende Transparenz im Sinne des Gläubigerschutzgedankens 

feststellt. So konstatiert das Landgericht Bonn: „Der Gläubigerschutz ist trotz fehlender Veröf-

fentlichung des Jahresabschlusses dadurch gewährleistet, dass der persönlich haftende Ge-

sellschafter der GmbH & Co. KG kraft seiner Gesellschafterstellung für die Verbindlichkeiten 

der GmbH & Co. KG eintritt.“11 

Aber auch die Gesetzesbegründung zum Regierungsentwurf des KapCoRiLiG aus dem Jahr 

1999, mit dem § 264b HGB seinerzeit in deutsches Recht umgesetzt wurde, kann in diesem 

Zusammenhang angeführt werden. So wird dort formuliert: „Mit § 264b HGB wird von der in 

Artikel 1 Nr. 4 der Richtlinie 90/605/EWG vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch gemacht, die 

Personenhandelsgesellschaft von der Beachtung der für Kapitalgesellschaften geltenden 

Rechnungslegungs-, Prüfungs- und Offenlegungsvorschriften zu befreien, wenn sie in den 

Konzernabschluss eines anderen Unternehmens einbezogen ist. Rechtssystematisch ent-

spricht diese Möglichkeit im Grundsatz der bereits im geltenden Recht in § 264 Abs. 3 HGB 

vorgesehenen Befreiungsmöglichkeit, sie geht aber in Umsetzung der in der Richtlinie 

 
9  Vgl. Störk/Deubert, in: BeBiKo, 13. Aufl. 2022, § 264b HGB, Rz. 82. 
10  Vgl. u.a. Oser/Ollinger, DB 2017, S. 2047; Oser, in: Beck HdR, 68. EL 2022, B 110, Rz. 167. 
11  Beschluss des LG Bonn vom 30.09.2009, 30 T 848/09. 
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90/605/EWG vorgesehenen Möglichkeiten weiter. So ist nicht erforderlich, dass die einschrän-

kenden Voraussetzungen des § 264 Abs. 3 Nr. 1 und 2 HGB vorliegen; die Bestimmungen des 

§ 264 Abs. 3 Nr. 3 bis 5 werden in § 264b Nr. 2 bis 4 modifiziert.“12 Gerade das „Hinausgehen“ 

der Befreiungsmöglichkeiten für Personenhandelsgesellschaften – der Gesetzgeber ebenso 

wie die den handelsrechtlichen Regelungen zugrunde liegende EU-Richtlinie13 differenzieren 

dabei sprachlich nicht zwischen haftungsbeschränkten und nicht haftungsbeschränkten Per-

sonenhandelsgesellschaften – über diejenigen für Kapitalgesellschaften lassen sich als Hin-

weis auf den oben bereits beschriebenen Hintergrund der Regelungen des § 264b HGB her-

anziehen. Damit wäre eine Selbstbefreiung des Mutterunternehmens i.S.d. § 3 Abs. 1 PublG 

mit Blick auf die EU-rechtlichen Vorgaben wie auch die Überlegungen zur ursprünglichen Ein-

führung des § 264b HGB nach unserem Verständnis sachgerecht bzw. sogar geboten. 

Lösungsvorschlag: Gerade in dem diskutierten Sachverhaltsszenario wird die Logik des der-

zeit bestehenden Erfordernisses einer teleologischen Reduktion bei der Anwendung des § 5 

Abs. 6 PublG i.V.m. § 264 Abs. 3 HGB eindrucksvoll sichtbar. So führt der Eintritt eines weite-

ren Komplementärs in der Abwandlung zur Basisvariante dazu, dass sich die Haftungsstruktur 

der Gesellschaft signifikant verbessert, da neben die haftungsbeschränkte Komplementär-

GmbH eine natürliche Person als unbeschränkt haftender Vollhafter tritt und damit noch mehr 

als bei der typischen GmbH & Co. KG die besondere Haftungsstruktur der Gesellschaft die 

Inanspruchnahme der Befreiungsmöglichkeiten auch für das konzernberichterstattende Mut-

terunternehmen selbst rechtfertigt. Die teleologische Reduktion des Verweises auf § 264 

Abs. 3 HGB in § 5 Abs. 6 HGB wird daher als nach geltender Rechtslage geboten angesehen. 

Zu berücksichtigen wäre in diesem Zusammenhang aber auch der Umkehrschluss aus der 

Diskussion um eine Einstandspflicht des Mutterunternehmens als Argument gegen eine 

Selbstbefreiung desselben. So führen u.a. Störk/Deubert aus, dass eine Haftungs- oder Ver-

lustübernahme durch das den befreienden Konzernabschluss aufstellende Mutterunterneh-

men gegenüber sich selbst nicht möglich ist, da „das Vermögen des Mutterunternehmen be-

reits für dessen eigene Verbindlichkeiten haftet“.14 Es müsste aber im Umkehrschluss darüber 

nachgedacht werden, ob nicht gerade diese Haftung des Vermögens des Mutterunternehmens 

für dessen eigene Verbindlichkeiten die Inanspruchnahme der Befreiungsmöglichkeiten für 

den Jahresabschluss und Lagebericht des Mutterunternehmens rechtfertigen muss. So sollten 

die Informationen des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts im Zusammenspiel 

mit der besonderen Haftungsstruktur des beschriebenen Konzerns regelmäßig ausreichen, 

um ein vermeintliches Informationsdefizit beim Gläubiger des Mutterunternehmens durch die 

Inanspruchnahme der Befreiungsregelungen auch für dessen eigenen Jahresabschluss und 

Lagebericht zu kompensieren – denn zu der nach der Begründung zum Regierungsentwurf 

des BilRUG vorzunehmenden „Einschätzung etwaiger wirtschaftlicher Chancen und Risiken“15 

des Mutterunternehmens kann nach unserem Verständnis regelmäßig auch der Konzernab-

schluss dieses Mutterunternehmens verwendet werden. 

 
12  BT-Drucks. 14/1806, S. 18 f. 
13  Es ist hierbei zu verweisen auf Art. 38 Abs. 2 lit. b der Bilanz-Richtlinie 2013/34/EU, ehemals Art. 1 Nr. 4 der 

Richtlinie 90/605/EWG, die entsprechende Regelungen in Art. 57a der Richtlinie 78/660/EWG eingefügt hat. 
14  Vgl. Störk/Deubert, in: BeBiKo, 13. Aufl. 2022, § 264b HGB, Rz. 82. 
15  BT-Drucks. 18/4050, S. 58. 
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In der Gesamtschau ist daher aus unserer Sicht eine Anpassung des Verweises in § 5 Abs. 6 

PublG geboten. Dieser darf nicht, wie bisher, auf § 264 Abs. 3 HGB referenzieren, sondern 

muss richtigerweise auf § 264b HGB gehen. Eine entsprechende Anpassung sollte im Zuge 

der CSRD-Umsetzung (vergleichsweise einfach) vorgenommen werden. 

 

 

Wir hoffen, Ihnen mit unseren Anmerkungen einige Hinweise auf Verbesserungspotenziale im 

Gesetzgebungsverfahren rund um ein künftiges Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2022/2464 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die 

Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten Fassung gegeben und damit zu einem anwendbaren und 

wettbewerbsfähigen Gesetz beigetragen zu haben. 

Selbstverständlich stehen wir Ihnen gerne für Rückfragen sowie die weitere Diskussion unse-

rer Anmerkungen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Vereinigung zur Mitwirkung an der Entwicklung 

des Bilanzrechts für Familiengesellschaften (VMEBF) 

 

 
   

Santokh Advani  Dr. Hans-Jörg Harth Dr. Michael Reuter 

 
 
 
 

 

 

Prof. Dr. Dieter Truxius Dr. Thomas Ull  

 
 

 


